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Rheinland-Pfalz 

  

1. Immatrikulations- 
 voraussetzungen 
 
 

§ 65 HochSchG1 Allgemeine Zugangsvoraussetzungen 
(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes sind zu dem von 
ihnen gewählten Hochschulstudium berechtigt, wenn sie die für das Studium 
erforderliche Qualifikation nachweisen. Staatsangehörige eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union sind Deutschen gleichgestellt, wenn die 
für das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse nachgewiesen werden. Andere 
Personen können unter den Voraussetzungen des Satzes 1 eingeschrieben 
werden, wenn sie die für das Studium erforderlichen Sprachkenntnisse 
nachweisen. Der Nachweis nach Satz 1 wird für den Zugang zu einem Studium, 
das zu dem ersten berufsqualifizierenden Abschluss führt, grundsätzlich durch 
den erfolgreichen Abschluss einer auf das Studium vorbereitenden Schulbildung 
erbracht; zum Studium an einer Universität berechtigt die Hochschulreife, an 
einer Hochschule für angewandte Wissenschaften die Hochschulreife oder 
Fachhochschulreife. 
(2) Personen, die eine berufliche Ausbildung mit qualifiziertem Ergebnis 
abgeschlossen haben, erhalten damit eine unmittelbare 
Hochschulzugangsberechtigung für das Studium an Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften und eine unmittelbare fachgebundene 
Hochschulzugangsberechtigung für das Studium an Universitäten. Die 
Fachgebundenheit ist anhand der beruflichen Ausbildung sowie beruflicher und 
vergleichbarer Tätigkeiten festzustellen. Personen, die eine berufliche 
Weiterqualifikation durch eine Meisterprüfung oder eine vergleichbare Prüfung 
abgeschlossen haben, erhalten damit eine unmittelbare 
Hochschulzugangsberechtigung für das Studium an Hochschulen für 
angewandte Wissenschaften und an Universitäten. Beruflich Qualifizierte haben 
Anspruch auf eine umfassende Beratung gemäß § 23 durch die Hochschule; die 
Hochschule kann in der Prüfungsordnung festlegen, dass dem Studium im Falle 
von beruflich Qualifizierten eine solche Beratung vorauszugehen hat. Das 
Nähere regelt das fachlich zuständige Ministerium im Einvernehmen mit den 
Ministerien, deren Geschäftsbereich jeweils unmittelbar betroffen ist, durch 
Rechtsverordnung; darin kann zur Erprobung neuer Modelle des 
Hochschulzugangs für beruflich Qualifizierte von den Regelungen des Satzes 1 
abgewichen werden. 
(3) Durch Rechtsverordnung können andere als die in Absatz 1 Satz 4 
genannten Schulbildungen als der Fachhochschulreife gleichwertig anerkannt 
werden. Die Rechtsverordnung erlässt 
1.  das für das Schul- und Unterrichtswesen zuständige Ministerium für 

Schulbildungen, auf die das Schulgesetz Anwendung findet, im 
Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen Ministerium und 

2.  das für das Gesundheitswesen zuständige Ministerium für Ausbildungen in 
den Gesundheitsfachberufen, auf die das Schulgesetz keine Anwendung 
findet, im Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen und dem für das 
Schul- und Unterrichtswesen zuständigen Ministerium. 

(4) Unberührt bleiben die Bestimmungen 
1.  nach denen andere Personen Deutschen im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 

gleichgestellt sind, 
2.  über die Vergabe von Studienplätzen in Fächern mit 

Zulassungsbeschränkungen, 
3.  in Prüfungsordnungen, nach denen für bestimmte Studiengänge der 

Nachweis einer praktischen Tätigkeit oder einer besonderen, in der Regel 
im Rahmen der gymnasialen Oberstufe zu erwerbenden Vorbildung 
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vorausgesetzt wird; bei dualen und berufsintegrierenden Studiengängen gilt 
dies auch für die Voraussetzungen gemäß § 20 Abs. 3 Satz 4 und Abs. 4 
Satz 2, und 

4. über Eignungsprüfungen (§ 35 Abs. 2, § 66). 
(5) Die Anerkennung ausländischer Hochschulzugangsberechtigungen von 
Personen, die sich für ein Studium bewerben, für den Zugang zu dem 
angestrebten Studiengang erfolgt durch die Hochschule. 
 
§ 66 HochSchG Eignungsprüfungen 
(1) Soweit Studiengänge, die zu einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss 
führen, neben oder anstelle der allgemeinen Zugangsvoraussetzungen (§ 65 
Abs. 1 Satz 4 oder Abs. 2) besondere Eignung oder besondere Fähigkeiten 
erfordern, kann die Hochschule durch Satzung eine Eignungsprüfung oder 
besondere Zugangsvoraussetzungen vorsehen. 
(2) Eignungsprüfungsordnungen nach Absatz 1 müssen bestimmen: 
1.  die Art der festzustellenden Eignung oder Fähigkeiten, 
2.  die Art und den Umfang der Prüfung sowie 
3.  die Prüfungsanforderungen. 
Im Übrigen gelten § 26 Abs. 1 und 2 Satz 1 Nr. 7 bis 11, Abs. 3 Nr. 1 und 3 bis 6 
und Abs. 4 entsprechend. 
(3) Soweit lehramtsbezogene Bachelorstudiengänge vorsehen, dass ein 
Studium in den Fächern Bildende Kunst, Musik oder Sport nur nach Bestehen 
einer Eignungsprüfung aufgenommen werden kann, gelten die Absätze 1 und 2 
entsprechend; entsprechende Regelungen bedürfen des Einvernehmens mit 
dem für die Lehrerinnen- und Lehrerausbildung zuständigen Ministerium. 
 
§ 67 HochSchG Einschreibung, Verarbeitung personenbezogener Daten 
(1) Die Studierenden schreiben sich in der Regel zum Studium in einen 
Studiengang ein und werden damit Mitglied der Hochschule. Die Einschreibung 
in zwei gleiche Studiengänge ist nicht zulässig; Absatz 4 bleibt unberührt. Ein 
Wechsel des Studiengangs bedarf der Änderung der Einschreibung. Soweit 
Zulassungszahlen festgesetzt sind, richtet sich die Einschreibung nach dem 
Inhalt des Zulassungsbescheids; die Einschreibung für mehr als einen 
Studiengang ist nur zulässig, wenn das gleichzeitige Studium in den 
verschiedenen Studiengängen für eine angestrebte berufliche Qualifikation oder 
aus wissenschaftlichen oder künstlerischen Gründen zwingend erforderlich ist. 
In begründeten Fällen kann die Einschreibung mit einer Befristung oder Auflage, 
die Zulassung darüber hinaus auch mit einer Bedingung versehen werden. Das 
Recht der Studierenden, Lehrveranstaltungen in Studiengängen zu besuchen, 
für welche sie nicht eingeschrieben sind, bleibt unberührt, soweit das Studium 
der eingeschriebenen Studierenden nicht beeinträchtigt wird. 
Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die an einem Kurs zum Nachweis 
von Sprachkenntnissen teilnehmen, können bis zum Bestehen oder endgültigen 
Nichtbestehen der jeweiligen Prüfung als Studierende eingeschrieben werden; 
eine Teilnahme an Wahlen findet nach Maßgabe der Wahlordnung (§ 39 Abs. 5) 
statt. 
(2) Besteht an einer Hochschule für den ersten Teil eines Studiengangs eine 
höhere Ausbildungskapazität als für spätere Teile dieses Studiengangs, kann 
eine auf den ersten Teil des Studiengangs beschränkte Einschreibung erfolgen, 
wenn gewährleistet ist, dass betroffene Studierende ihr Studium an anderen 
Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland fortsetzen können. 
(3) Die Ordnung über die Einschreibung regelt insbesondere: 
1.  dass die Einschreibung grundsätzlich Voraussetzung für die Teilnahme an 

Prüfungen und den Erwerb von Leistungsnachweisen ist, 
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2.  die Rückmeldung und Beurlaubung, 
3.  die Einschreibung ausländischer und staatenloser Personen, die sich für 

ein Studium bewerben, sowie von Deutschen, deren ausländische 
Hochschulzugangsberechtigung einer deutschen nicht entspricht, 

4.  die Einschreibung von Teilzeitstudierenden, die Teilnahme von 
Gasthörerinnen und Gasthörern sowie die Einschreibung in oder die 
Teilnahme an grundständigen Modulen und Studienprogrammen sowie 
sonstigen Angeboten der hochschulischen Weiterbildung, 

5.  die Registrierung und Einschreibung der Doktorandinnen und Doktoranden 
gemäß § 34 sowie 

6.  das Verfahren der Einschreibung. 
Dabei ist auch im Einzelnen festzulegen, 
1.  welche für Zwecke des Studiums erforderlichen Daten zur Person sowie 

zur Hochschulzugangsberechtigung, zum Studienverlauf und zu Prüfungen 
verarbeitet werden, 

2.  an wen, zu welchen Zwecken und unter welchen Voraussetzungen diese 
Daten übermittelt werden können, 

3.  wie Auskunft an Betroffene über die zu ihrer Person gespeicherten Daten 
erteilt wird und 

4.  wann die Daten zu löschen sind; für die Bestimmung des Zeitpunkts der 
Löschung sind die Belange der Auskunftspflichtigen und der 
Hochschulverwaltung zu berücksichtigen. 

Personen, die sich für ein Studium bewerben, und Studierende sind zur Angabe 
der Daten verpflichtet. Sie sind über die Rechtsgrundlage und den Zweck der 
Erhebung schriftlich aufzuklären. 
(4) Die Ordnung über die Einschreibung regelt ferner die Einschreibung in 
kooperativen und gemeinsamen Studiengängen sowie im Rahmen von 
Hochschulverbünden und Hochschulkooperationen unter Abstimmung der 
Einschreibeordnungen der beteiligten Hochschulen. Dabei ist sicherzustellen, 
dass Studierende Mitglieder mehrerer beteiligter Hochschulen sein und die 
damit verbundenen Rechte und Pflichten wahrnehmen können, 
Studiengebühren und Sozialbeiträge jedoch nur an einer der beteiligten 
Hochschulen erhoben werden. Abweichungen von Absatz 3 Satz 1 Nr. 1 sind in 
diesen Fällen zulässig. Im Rahmen von Hochschulverbünden und 
Hochschulkooperationen kann die Einschreibung in besonders begründeten 
Ausnahmefällen abweichend von Absatz 1 auch für Teile eines Studienganges 
erfolgen; in diesen Fällen sind Abweichungen von § 19 Abs. 2 und § 65 Abs. 1 
Satz 4 und im Einvernehmen mit dem fachlich zuständigen Ministerium auch 
von den Bestimmungen der Studienplatzvergabeverordnung Rheinland-Pfalz 
vom 7. Januar 2020 (GVBl. S. 2, BS 223-44) in der jeweils geltenden Fassung 
zulässig. 
(5) Schülerinnen oder Schüler, die nach dem einvernehmlichen Urteil von 
Schule und Hochschule besondere Begabungen aufweisen, können als 
Frühstudierende nach Maßgabe der Einschreibeordnung an 
Lehrveranstaltungen und Prüfungen teilnehmen. Von ihnen erbrachte 
Leistungen sind bei einem späteren Studium nach Maßgabe des § 25 Abs. 3 auf 
Antrag anzuerkennen. Minderjährige erhalten unabhängig von Satz 1 mit der 
Einschreibung die Befugnis, für den Verfahrensgegenstand des Studiums alle 
Verfahrenshandlungen vorzunehmen. 
(6) Über die nach der Ordnung über die Einschreibung erhobenen Daten hinaus 
sind Personen, die sich für ein Studium bewerben, Studierende, 
Frühstudierende, Gasthörerinnen und Gasthörer, Teilnehmende, 
Doktorandinnen und Doktoranden sowie Bedienstete zur Angabe weiterer 
personenbezogener Daten verpflichtet, wenn dies für Zwecke der Lehre und 
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Forschung oder bei konkreten Vorhaben der Planung und Organisation 
erforderlich ist; dabei sind Daten, die ihrer Art nach einem besonderen Amts- 
oder Berufsgeheimnis unterliegen, ausgenommen. Die Hochschulen dürfen 
diese und die nach der Ordnung über die Einschreibung erhobenen Daten 
verarbeiten, soweit dies für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach diesem 
Gesetz erforderlich ist. Für die Aufgabe nach § 2 Abs. 10 können die hierzu 
erforderlichen personenbezogenen Daten verarbeitet werden, soweit die 
Betroffenen nicht widersprechen. Die Betroffenen sind mit der Exmatrikulation 
schriftlich über das Widerspruchsrecht zu informieren. 
(7) Die Hochschulen dürfen personenbezogene Daten ihrer Mitglieder und 
Angehörigen sowie von Personen, die sich für ein Studium bewerben, 
angenommenen Doktorandinnen und Doktoranden im Sinne des § 34 Abs. 3 
Satz 2, Exmatrikulierten, Habilitierten und Mitgliedern der Hochschulräte 
verarbeiten, soweit dies für Aufgaben nach dem Hochschulstatistikgesetz, für 
Zwecke der amtlichen Statistik oder für statistische Zwecke im Rahmen der 
Wahrnehmung ihrer Aufgaben gemäß § 5 erforderlich ist. Absatz 3 Satz 3 und 4 
gilt für die in Satz 1 genannten Personen entsprechend. Externe staatliche 
Prüfungsämter dürfen personenbezogene Daten ihrer Prüfungsteilnehmenden 
verarbeiten und sollen diese der Hochschule zur Verfügung stellen, an der das 
der jeweiligen Prüfung zugrundliegende Studium absolviert wurde, soweit dies 
für Aufgaben nach dem Hochschulstatistikgesetz erforderlich ist. 
 
§ 68 HochSchG Versagung der Einschreibung 
(1) Personen, die sich für ein Studium bewerben, ist die Einschreibung zu 
versagen, wenn sie 
1.  die für den Studiengang erforderlichen Zugangsvoraussetzungen nicht 

nachweisen, 
2.  die Voraussetzungen der in § 65 Abs. 4 Nr. 2 bis 4 genannten 

Bestimmungen nicht nachweisen, 
3.  an einer Hochschule in der Bundesrepublik Deutschland bereits in dem 

gewählten Studiengang eine nach der Prüfungsordnung erforderliche 
Prüfung endgültig nicht bestanden haben; dies gilt entsprechend § 25 Abs. 
3 Satz 5 für andere Studiengänge, soweit dies in Prüfungsordnungen 
bestimmt ist, 

4.  die Erfüllung der ihnen gegenüber der zuständigen Krankenkasse gemäß 
den jeweils geltenden Vorschriften über die studentische 
Krankenversicherung auferlegten Verpflichtungen nicht nachweisen. 

Satz 1 gilt entsprechend für Personen, die sich zum Studium zurückmelden. 
(2) Die Einschreibung ist ferner zu versagen während der Dauer einer Frist, die 
aufgrund des § 69 Abs. 5 festgesetzt wurde. Die Entscheidung ist allen anderen 
Hochschulen in der Bundesrepublik Deutschland mitzuteilen. 
(3) Die Einschreibung kann nach Maßgabe der Ordnung über die Einschreibung 
versagt werden, wenn 
1.  keine ausreichenden Kenntnisse der deutschen Sprache oder der Sprache, 

in der das Studium durchgeführt wird, nachgewiesen werden oder 
2.  für den Antrag auf Einschreibung vorgeschriebene Formen und Fristen 

nicht beachtet oder 
3.  zu entrichtende Gebühren und Beiträge nicht bezahlt worden sind. 
 
Artikel 5 HochschulzulassungsStV2 Aufgaben im Zentralen 

Vergabeverfahren 
(1) Im Zentralen Vergabeverfahren hat die Stiftung die Aufgabe 
1.  Studienplätze für das erste Fachsemester an Hochschulen in 

Auswahlverfahren in den Quoten nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 1 Nummern 
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1, 2 und 4 sowie Artikel 10 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und, soweit die 
Stiftung zuständig ist, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu vergeben, 

2.  die Hochschulen bei der Durchführung der Auswahlverfahren nach Artikel 
10 Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 und, soweit die Hochschulen 
zuständig sind, nach Artikel 9 Absatz 1 Satz 2 zu unterstützen, 

3.  für einheitliche Maßstäbe zur Festsetzung von Zulassungszahlen zu 
sorgen. 

(2) Die Vergabe der Studienplätze erfolgt für Deutsche sowie für ausländische 
Staatsangehörige und Staatenlose, die Deutschen gleichgestellt sind. 
Deutschen gleichgestellt sind Staatsangehörige eines anderen Mitgliedstaats 
der Europäischen Union sowie sonstige ausländische Staatsangehörige und 
Staatenlose, die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 
Verpflichtungen zur Gleichstellung weiterer Personen mit Deutschen auf Grund 
zwischenstaatlicher Vereinbarungen sind zu berücksichtigen. 
 
Artikel 9 HochschulzulassungsStV Vorabquoten 
(1) In einem Auswahlverfahren sind bis zu 20 Prozent der zur Verfügung 
stehenden Studienplätze vorzubehalten für: 
1.  Bewerberinnen und Bewerber, für die die Ablehnung des 

Zulassungsantrages eine außergewöhnliche Härte bedeuten würde, 
2.  Bewerberinnen und Bewerber, die sich auf Grund entsprechender 

Vorschriften verpflichtet haben, ihren Beruf in Bereichen besonderen 
öffentlichen Bedarfs auszuüben 

3.  ausländische Staatsangehörige und Staatenlose, soweit sie nicht 
Deutschen gleichgestellt sind, 

4.  Bewerberinnen und Bewerber, die bereits ein Studium in einem anderen 
Studiengang abgeschlossen haben (Bewerberinnen und Bewerber für ein 
Zweitstudium). 

Ferner kann nach Maßgabe des Landesrechts im Rahmen der Kapazität nach 
Satz 1 eine Quote für in der beruflichen Bildung Qualifizierte, die über keine 
sonstige Studienberechtigung verfügen, vorgesehen werden; wird die Quote 
nicht gebildet, erfolgt eine Beteiligung am Verfahren nach Artikel 10. 
(2) Die Quoten nach Absatz 1 werden für die Studienplätze je Studienort 
gebildet; je gebildeter Quote ist mindestens ein Studienplatz zur Verfügung zu 
stellen. Daneben kann bestimmt werden, dass der Anteil der Studienplätze für 
die Bewerbergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 und Satz 2 an der 
Gesamtzahl der Studienplätze je Bewerbergruppe nicht größer sein darf als der 
Anteil der jeweiligen Bewerbergruppe an der Bewerbergesamtzahl. Nicht in 
Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 werden 
nach Artikel 10 Absatz 1 vergeben. 
(3) Eine außergewöhnliche Härte liegt vor, wenn besondere, vor allem soziale 
und familiäre Gründe in der Person der Bewerberin oder des Bewerbers die 
sofortige Aufnahme des Studiums zwingend erfordern. 
(4) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 werden nach 
den Prüfungsergebnissen des Erststudiums und nach den für die Bewerbung für 
ein weiteres Studium maßgeblichen Gründen ausgewählt. 
(5) Bewerberinnen und Bewerber nach Absatz 1 Satz 2 werden nach Maßgabe 
des Landesrechts nach dem Grad der Eignung für den gewählten Studiengang 
und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten ausgewählt. 
(6) Wer den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 2 bis 4 und Satz 2 
unterfällt, kann nicht im Verfahren nach Artikel 10 zugelassen werden; Absatz 1 
Satz 2 Halbsatz 2 bleibt unberührt. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 1, 2 und 4 sowie Satz 
2 Ranggleichheit, wird vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Mehrsprachigkeit in Studiengängen 
Stand: 11.12.2023 

 

7 

 

Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 angehört; im Falle des Absatzes 1 Satz 2 können 
durch Rechtsverordnung nach Artikel 12 weitere Kriterien vorgesehen werden. 
Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. 
 
Artikel 10 HochschulzulassungsStV Hauptquoten 
(1) Im Auswahlverfahren werden die nach Abzug der Studienplätze nach Artikel 
8 Absatz 3 Satz 2 und Artikel 9 verbleibenden Studienplätze an jeder 
Hochschule nach folgenden Grundsätzen vergeben: 
1.  zu 30 Prozent durch die Stiftung nach dem Ergebnis der 

Hochschulzugangsberechtigung, 
2.  zu 10 Prozent durch die Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 2, 
3.  im Übrigen von den Hochschulen nach dem Ergebnis eines 

Auswahlverfahrens nach Absatz 3. 
Die Länder tragen dafür Sorge, dass die Abiturdurchschnittsnoten innerhalb 
eines Landes und im Verhältnis der Länder untereinander hinsichtlich der 
jeweiligen Anforderungen und Bewertungen annähernd vergleichbar sind. 
Solange deren annähernde Vergleichbarkeit im Verhältnis der Länder 
untereinander nicht gewährleistet ist, erfolgt ein entsprechender Ausgleich bei 
der Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber auf Basis von 
Prozentrangverfahren und unter Bildung von Landesquoten. Die Quote eines 
Landes bemisst sich zu einem Drittel nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Bewerberinnen und Bewerber für die nach Artikel 7 einbezogenen Studiengänge 
(Bewerberanteil) und zu zwei Dritteln nach seinem Anteil an der Gesamtzahl der 
Achtzehn- bis unter Einundzwanzigjährigen (Bevölkerungsanteil); für die Länder 
Berlin, Bremen und Hamburg werden die sich danach ergebenden Quoten um 
dreißig Prozent erhöht. Bei der Berechnung des Bewerberanteils werden nur 
Personen berücksichtigt, die eine Hochschulzugangsberechtigung besitzen, die 
von allen Ländern gegenseitig anerkannt ist. 
(2) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des Landesrechts insbesondere 
1.  nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
2.  nach dem Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, 

die von der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern 
durchgeführt werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte 
Studium und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

3.  nach der Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit 
in einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

4.  nach besonderen Vorbildungen, praktischen Tätigkeiten, außerschulischen 
Leistungen oder außerschulischen Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

Das Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung und deren Einzelnoten 
werden nicht berücksichtigt. Durch Landesrecht kann der Kriterienkatalog nach 
Satz 1 eingeschränkt werden. 
(3) In der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 vergibt die jeweilige 
Hochschule die Studienplätze nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
insbesondere 
1.  nach folgenden Kriterien der Hochschulzugangsberechtigung: 

a.  Ergebnis der Hochschulzugangsberechtigung für das gewählte 
Studium (Note und Punkte), 

b.  gewichtete Einzelnoten der Hochschulzugangsberechtigung, die über 
die fachspezifische Eignung Auskunft geben; 

2.  nach folgenden Kriterien außerhalb der Hochschulzugangsberechtigung: 
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a.  Ergebnis eines fachspezifischen Studieneignungstests, 
b.  Ergebnis eines Gesprächs oder anderer mündlicher Verfahren, die von 

der Hochschule mit den Bewerberinnen und Bewerbern durchgeführt 
werden, um Aufschluss über deren Eignung für das gewählte Studium 
und den angestrebten Beruf zu erhalten, 

c.  Art einer abgeschlossenen Berufsausbildung oder Berufstätigkeit in 
einem anerkannten Ausbildungsberuf, die über die fachspezifische 
Eignung Auskunft gibt, 

d.  besondere Vorbildungen, praktische Tätigkeiten, außerschulische 
Leistungen oder außerschulische Qualifikationen, die über die 
fachspezifische Eignung Auskunft geben. 

In die Auswahlentscheidung ist neben dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung nach Satz 1 Nummer 1 mindestens ein 
schulnotenunabhängiges Kriterium einzubeziehen; im Studiengang Medizin ist 
zusätzlich mindestens ein weiteres schulnotenunabhängiges Kriterium zu 
berücksichtigen. Mindestens ein schulnotenunabhängiges Kriterium ist erheblich 
zu gewichten. In die Auswahlentscheidung fließt mindestens ein 
fachspezifischer Studieneignungstest nach Satz 1 Nummer 2 Buchstabe a ein. 
(4) Das jeweilige Landesrecht kann in den Quoten nach Absatz 1 Satz 1 
Nummern 2 und 3 Unterquoten zulassen oder festsetzen. Im Umfang von bis zu 
15 Prozent der Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 kann das Landesrecht 
abweichend von Absatz 3 Sätze 2 bis 4 zulassen oder festsetzen, dass in einer 
Unterquote nach Satz 1 ein Kriterium oder mehrere Kriterien ausschließlich 
nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 oder ausschließlich nach Absatz 3 Satz 1 
Nummer 2 verwendet werden. 
(5) Die Kriterien nach den Absätzen 2 und 3 sind jeweils in standardisierter, 
strukturierter und qualitätsgesicherter Weise transparent anzuwenden. Sie 
müssen in ihrer Gesamtheit eine hinreichende Vorhersagekraft für den 
Studienerfolg und die sich typischerweise anschließenden Berufstätigkeiten 
gewährleisten. Wird ein Kriterium als einziges Kriterium verwendet, muss es 
eine hinreichende Vorhersagekraft für den Studienerfolg und die sich 
typischerweise anschließenden beruflichen Tätigkeiten haben. 
(6) Die Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfahren nach 
den Absätzen 2 und 3 kann nach Maßgabe des jeweiligen Landesrechts 
begrenzt werden; eine Vorauswahl nach dem Grad der Ortspräferenz darf nur 
für einen hinreichend beschränkten Anteil der nach den Absätzen 2 und 3 zu 
vergebenden Studienplätze und nur zur Durchführung aufwändiger 
individualisierter Auswahlverfahren erfolgen. 
(7) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Ranggleichheit, wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 
angehört. Besteht danach noch Ranggleichheit, entscheidet das Los. In den 
Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummern 2 und 3 erfolgt eine Regelung durch 
das jeweilige Landesrecht. 
(8) Bei der Entscheidung über die Studienplatzvergabe ist zunächst die Quote 
nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1, dann die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 
2 und danach die Quote nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 abzuarbeiten. Durch 
Rechtsverordnung nach Artikel 12 kann für die Quoten nach Absatz 1 Nummern 
2 und 3 eine abweichende Reihenfolge festgelegt werden. Bewerberinnen und 
Bewerber, die in einer der Quoten ein Zulassungsangebot angenommen haben 
oder eine Zulassung erhalten haben, werden von der Teilnahme an weiteren 
Verfahren in den übrigen Quoten ausgeschlossen. 
(9) Nicht in Anspruch genommene Studienplätze aus den Quoten nach Absatz 1 
werden anteilig in den übrigen Quoten des Absatzes 1 vergeben. 
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§ 3 HZG3 Örtlich zulassungsbeschränkte Studiengänge 
(1) Für Studiengänge, die nicht in das Zentrale Vergabeverfahren einbezogen 
sind und für die eine Zulassungsbeschränkung vorgenommen werden soll, sind 
Zulassungszahlen festzusetzen. Die Hochschule setzt die Zulassungszahlen 
durch Satzung fest. Zulassungszahl ist die Zahl der von der einzelnen 
Hochschule höchstens aufzunehmenden Bewerberinnen und Bewerber in 
einem Studiengang. Sie wird auf der Grundlage der jährlichen 
Aufnahmekapazität festgesetzt. Zulassungszahlen dürfen nur für einen 
bestimmten Zeitraum, höchstens für die Dauer eines Jahres, festgesetzt 
werden. 
(2) Die Zulassungszahlen sind grundsätzlich so festzusetzen, dass nach 
Maßgabe der haushaltsrechtlichen Vorgaben und unter Berücksichtigung der 
räumlichen und fachspezifischen Gegebenheiten sowie unter Beachtung der 
Grundsätze des Absatzes 3 eine erschöpfende Nutzung der 
Ausbildungskapazität erreicht wird; die Qualität in Forschung und Lehre, die 
geordnete Wahrnehmung der Aufgaben der Hochschule, insbesondere in 
Forschung, Lehre und Studium sowie in der Krankenversorgung, sind zu 
gewährleisten. Bei der Erprobung neuer Studiengänge und -methoden, bei der 
Neuordnung von Studiengängen und Fachbereichen und beim Aus- oder Aufbau 
der Hochschulen können Zulassungszahlen abweichend von Satz 1 festgesetzt 
werden. 
(3) Die jährliche Aufnahmekapazität wird auf der Grundlage des Lehrangebots, 
des Ausbildungsaufwands und weiterer kapazitätsbestimmender Kriterien 
ermittelt. Die Hochschulen setzen durch Satzung den Ausbildungsaufwand auf 
der Grundlage des Betreuungsaufwands für die ordnungsgemäße Ausbildung 
einer oder eines Studierenden in dem jeweiligen Studiengang, der 
Besonderheiten der verwendeten Lehr- und Lernformen und der 
Aufgabenschwerpunkte der Hochschule durch studiengangspezifische 
Normwerte fest. Für fachlich und strukturell verwandte Studiengänge können 
getrennt nach Universitäten und Hochschulen für angewandte Wissenschaften 
Bandbreiten für die Normwerte festgelegt werden. Die Bandbreite beschreibt die 
untere und die obere Grenze für die Normwerte. Die Bandbreite kann mit einem 
von der Hochschule einzuhaltenden Durchschnittswert für die Normwerte 
verknüpft werden. Weitere kapazitätsbestimmende Kriterien sind insbesondere 
die räumlichen und sächlichen Gegebenheiten, zusätzliche Belastungen 
aufgrund der bisherigen Entwicklung der Studienanfängerzahl und der Zahl der 
Studierenden, Erfordernisse der Qualitätssicherung, die Ausstattung mit nicht 
wissenschaftlichem Personal, das Verbleibeverhalten der Studierenden 
(Schwund) und die besonderen Gegebenheiten in den medizinischen 
Studiengängen, insbesondere eine ausreichende Zahl von für die Lehre 
geeigneten Patientinnen und Patienten. 
(4) Bei der Ermittlung der Aufnahmekapazität nach den Absätzen 2 und 3 gilt § 2 
Abs. 2 entsprechend. 
(5) Die Einzelheiten des Verfahrens der Kapazitätsermittlung und der dabei 
anzuwendenden inhaltlichen Kriterien, insbesondere auch die Bandbreiten und 
die Durchschnittswerte für die Normwerte, bestimmt das fachlich zuständige 
Ministerium durch Rechtsverordnung. § 2 Abs. 4 gilt entsprechend. 
(6) Für Studiengänge nach Absatz 1 regelt das fachlich zuständige Ministerium 
die Einzelheiten des Vergabeverfahrens in entsprechender Anwendung des 
Artikels 8 Abs. 2 bis 4 und der Artikel 9 und 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des 
Staatsvertrages sowie die Einzelheiten des Bewerbungsverfahrens durch 
Rechtsverordnung, soweit in den Sätzen 2 bis 7 und den Absätzen 7 bis 10 
nichts anderes bestimmt ist. In Höhe von 20 v. H. werden die Studienplätze in 
den Studiengängen nach Absatz 1 nach der Anzahl der Semester seit dem 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Mehrsprachigkeit in Studiengängen 
Stand: 11.12.2023 

 

10 

 

Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung für den gewählten Studiengang 
(Wartezeit) vergeben. Zeiten eines Studiums an einer deutschen Hochschule 
und Zeiten von mehr als sieben Semestern werden bei der Berechnung der 
Wartezeit nicht berücksichtigt. Die Rangfolge wird durch die Zahl der seit dem 
Erwerb der Hochschulzugangsberechtigung verstrichenen Semester bestimmt. 
Besteht bei der Auswahl im Verfahren nach Satz 2 Ranggleichheit, bestimmt 
sich die Rangfolge zunächst nach dem Ergebnis der 
Hochschulzugangsberechtigung. Besteht danach noch Ranggleichheit, wird 
vorrangig ausgewählt, wer dem Personenkreis nach Artikel 8 Absatz 3 Satz 1 
des Staatsvertrages angehört. Im Übrigen entscheidet das Los. 
(7) Die Hochschulen können für Studiengänge nach Absatz 1 durch Satzung 
zusätzlich zu den Vorabquoten nach Artikel 9 des Staatsvertrages von den für 
ein erstes oder höheres Fachsemester eines Studiengangs oder für einen 
konsekutiven Masterstudiengang festgesetzten Zulassungszahlen bis zu 2 v. H., 
mindestens jedoch einen Studienplatz, für Bewerberinnen und Bewerber vorab 
abziehen, die 
1.  einem auf Bundesebene gebildeten Olympia-Kader (OK), Perspektiv-Kader 

(PK), Ergänzungs-Kader (EK) oder Nachwuchs-Kader (NK 1, NK 2) eines 
Spitzenverbandes des Deutschen Olympischen Sportbundes (DOSB) oder 
einem A-, B-, C- oder Perspektiv-Kader des Deutschen Gehörlosen-
Sportverbandes angehören, 

2.  von einem Olympiastützpunkt betreut werden und 
3.  wegen der sportlichen Betätigung an einen rheinland-pfälzischen Studienort 

gebunden sind 
(Spitzensportlerquote); einbezogen sind nur solche Sportarten, die der 
Olympiastützpunkt Rheinland-Pfalz/Saarland betreut. Die Rangfolge in der 
Spitzensportlerquote bestimmt sich bei ersten Fachsemestern nach Artikel 10 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Staatsvertrages, bei höheren Fachsemestern nach 
Absatz 8 und bei konsekutiven Masterstudiengängen nach Absatz 9. Nicht in 
Anspruch genommene Studienplätze aus der Spitzensportlerquote werden in 
der Quote nach Artikel 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Staatsvertrages vergeben. 
Wer in der Spitzensportlerquote einen Studienplatz erhält, kann nicht im 
Verfahren nach Artikel 10 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Staatsvertrages zugelassen 
werden. 
(8) Soweit vor höheren Fachsemestern oder bestimmten Studienabschnitten 
Zwischenprüfungen oder vergleichbare Prüfungen vorgesehen sind, können 
diese abweichend von Artikel 10 des Staatsvertrages bei der Auswahl der 
Bewerberinnen und Bewerber für höhere Fachsemester zugrunde gelegt 
werden. Bei Teilstudienabschlüssen kann eine vorrangige Berücksichtigung 
vorgesehen werden. 
(9) Die Auswahl der Bewerberinnen und Bewerber für Master-, weiterbildende 
und postgraduale Studiengänge erfolgt abweichend von Artikel 10 des 
Staatsvertrages in Höhe von 80 v. H. nach der in dem für die Zulassung 
maßgeblichen grundständigen Studium nachgewiesenen Qualifikation. Daneben 
können künstlerische, berufliche oder vergleichbare Tätigkeiten sowie in 
schriftlichen Tests, Auswahlgesprächen oder künstlerischen Eignungsprüfungen 
nachgewiesene besondere Eignung und Fähigkeiten berücksichtigt werden. Ist 
die erforderliche Eignung gemäß § 35 Abs. 2 Satz 2 des Hochschulgesetzes im 
Beruf oder auf andere Weise erworben worden, ist die Auswahl allein nach Satz 
2 zu regeln. Die Auswahl in Höhe von 20 v. H. erfolgt in entsprechender 
Anwendung von Absatz 6 Satz 2 bis 4. 
(10) Soweit für Studiengänge, die eine Hochschule gemeinsam mit einer 
ausländischen Hochschule betreibt, oder für Studiengänge, die besonders auf 
ausländische Studierende ausgerichtet sind, Zulassungsbeschränkungen 
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erforderlich werden, können für die Zulassung unter Berücksichtigung der 
Besonderheiten des gemeinsamen Verfahrens geeignete weitere, über die 
Bestimmungen des Absatzes 9 hinausgehende Auswahlkriterien durch Satzung 
der Hochschule geregelt werden. 
(11) Die Hochschulen werden ermächtigt, ergänzende Bestimmungen zum 
Vergabeverfahren und zum Bewerbungsverfahren durch Satzung zu regeln. 
(12) Das fachlich zuständige Ministerium wird ermächtigt, die Zusammenarbeit 
zwischen der Stiftung für Hochschulzulassung und den Hochschulen nach 
Artikel 4 des Staatsvertrages durch Rechtsverordnung zu regeln. 
 

2. Studiengangs-
einrichtung, 
Ordnungen, 
Akkreditierung 

 
 
 

§ 7 HochSchG4 Satzungsrecht, Experimentierklausel 
(1) Jede Hochschule regelt ihre Angelegenheiten durch die Grundordnung und 
sonstige Satzungen. Die Grundordnung enthält die grundlegenden 
Bestimmungen, insbesondere über die innere Organisation, sowie das 
Qualitätssicherungssystem der Hochschule nach § 5. Darüber hinaus dient sie 
nach Maßgabe eines Gesetzes oder einer aufgrund eines Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung ausschließlich zur Regelung der dort jeweils bestimmten 
Fälle. 
(2) Jede Hochschule gibt sich 
1.  eine Ordnung über die Einschreibung der Studierenden, 
2.  Ordnungen für Hochschulprüfungen, 
3.  soweit erforderlich Ordnungen über die Organisation und Benutzung 

wissenschaftlicher Einrichtungen und Betriebseinheiten. 
Ferner gibt sich jede Universität Promotionsordnungen; Habilitationsordnungen 
können erlassen werden. 
(3) Die Grundordnung bedarf der Genehmigung des fachlich zuständigen 
Ministeriums. Prüfungsordnungen werden durch das Präsidium genehmigt. 
Prüfungsordnungen lehramtsbezogener Studiengänge sind dem für die 
Lehrerinnen- und Lehrerausbildung zuständigen Ministerium anzuzeigen. 
(4) Die Genehmigung einer Satzung ist zu versagen, wenn die beabsichtigte 
Regelung rechtswidrig ist. Neben dem Präsidium kann das fachlich zuständige 
Ministerium die Änderung einer Satzung zur Wahrung der gebotenen 
Einheitlichkeit des Hochschulwesens innerhalb des Landes oder innerhalb der 
Bundesrepublik Deutschland verlangen; die Änderung kann ferner verlangt 
werden, wenn die Genehmigung nicht hätte erteilt werden dürfen oder aufgrund 
geänderter Rechtsvorschriften nicht mehr erteilt werden dürfte. Die Änderung 
einer Prüfungsordnung kann außerdem zur Anpassung an überregionale 
Rahmenempfehlungen oder an das Ergebnis einer Akkreditierung gemäß § 5 
Abs. 5 verlangt werden. § 106 Abs. 2 und 4 Nr. 2 gilt entsprechend. 
(5) Die Versagung einer Genehmigung und das Verlangen nach einer Änderung 
sind zu begründen. 
(6) Die öffentliche Bekanntmachung der Satzungen der Hochschule erfolgt unter 
dem Datum der Ausfertigung in einem hochschuleigenen Publikationsorgan. 
Das Publikationsorgan muss ein Druckwerk sein, die Erscheinungsfolge 
angeben, ein Erscheinungsdatum und eine fortlaufende Nummerierung 
enthalten sowie dauerhaft aufbewahrt werden. Daneben sind die Satzungen in 
elektronischer Form über die Internetseite der Hochschule zugänglich zu 
machen. 
(7) Zur Erprobung neuer Hochschulstrukturen, insbesondere bei den 
Organisations- und Leitungsstrukturen, zur Verbesserung der 
Entscheidungsfähigkeit, zur Beschleunigung von Entscheidungsprozessen, zur 
Erhöhung der Wirtschaftlichkeit, zur Profilbildung oder zur Anpassung an 
spezifische Erfordernisse der jeweiligen Hochschule können durch Regelung in 
der Grundordnung Abweichungen von den Vorschriften der §§ 38 und 39 Abs. 2 
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bis 5 sowie der §§ 40 und 71 bis 97 für die Dauer von bis zu fünf Jahren 
zugelassen werden; sofern dabei abweichende haushaltsrechtliche Regelungen 
oder zusätzliche Haushaltsmittel notwendig sind, ist die Herstellung des 
Einvernehmens mit dem für Finanzen zuständigen Ministerium erforderlich. 
Sofern das Präsidium dies auf der Grundlage eines entsprechenden 
Senatsbeschlusses beantragt, kann die Erprobungsphase nach erstmaligem 
Ablauf von dem fachlich zuständigen Ministerium um bis zu fünf Jahre 
verlängert werden. Besoldungsrechtliche Vorschriften bleiben unberührt. 
 
§ 17 HochSchG Studienreform 
(1) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, im Zusammenwirken mit den 
zuständigen staatlichen Stellen Inhalte und Formen des Studiums im Hinblick 
auf die Entwicklungen in Wissenschaft und Kunst, die gesellschaftlichen 
Anforderungen, die Bedürfnisse der beruflichen Praxis und die notwendigen 
Veränderungen in der Berufswelt im nationalen sowie im internationalen 
Zusammenhang zu überprüfen und weiterzuentwickeln. 
(2) Bei der Reform von Studium und Lehre und bei der Bereitstellung des 
Lehrangebots sollen die Möglichkeiten eines Fernstudiums, der Informations- 
und Kommunikationstechnik sowie der Digitalisierung genutzt werden. Das Land 
unterstützt im Rahmen seiner Zuständigkeit und im Zusammenwirken mit den 
Hochschulen und gegebenenfalls weiteren Bildungspartnern diese Entwicklung. 
(3) Zur Erprobung neuer Modelle in Studium und Lehre kann die Hochschule 
durch Satzung mit Zustimmung des fachlich zuständigen Ministeriums für die 
Dauer von bis zu fünf Jahren von den Bestimmungen dieses Abschnitts 
abweichen. Im Rahmen von Modellversuchen können auch 
Orientierungssemester erprobt werden. Sofern das Präsidium dies auf der 
Grundlage eines entsprechenden Senatsbeschlusses beantragt, kann die 
Erprobungsphase nach erstmaligem Ablauf von dem fachlich zuständigen 
Ministerium um bis zu fünf Jahre verlängert werden. Zur Erprobung neuer oder 
effizienterer Prüfungsmodelle kann das fachlich zuständige Ministerium durch 
Rechtsverordnung vorsehen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür 
geeignet sind, in elektronischer Form und ohne die Verpflichtung, persönlich in 
einem vorgegebenen Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt 
werden können; in der Rechtsverordnung sind insbesondere Bestimmungen zu 
treffen 
1.  zur Sicherung des Datenschutzes, 
2.  zur Sicherung persönlicher Leistungserbringung durch die zu Prüfende oder 

den zu Prüfenden während der gesamten Prüfungsdauer, 
3.  zur eindeutigen Authentifizierung der oder des zu Prüfenden, 
4.  zur Verhinderung von Täuschungshandlungen und 
5.  zum Umgang mit technischen Problemen. 
Modellversuche sind wissenschaftlich zu begleiten und hinsichtlich ihrer 
Wirkung zu überprüfen. 
 
§ 19 HochSchG Studiengänge 
(1) Die Hochschulen richten Studiengänge in der Regel als Bachelor- und 
Masterstudiengänge ein. Bachelorstudiengänge führen zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss, Masterstudiengänge zu einem weiteren 
berufsqualifizierenden Abschluss. Bachelorstudiengänge dienen der Vermittlung 
wissenschaftlicher Grundlagen, Methodenkompetenz und berufsfeldbezogener 
Qualifikationen und stellen eine breite wissenschaftliche Qualifikation sicher. 
Konsekutive Masterstudiengänge sind als vertiefende, verbreiternde, 
fachübergreifende oder fachlich andere Studiengänge ausgestaltet. 
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Studiengänge der hochschulischen Weiterbildung (§ 35) werden in der Regel 
als Masterstudiengänge eingerichtet. 
(2) Zugangsvoraussetzung für einen konsekutiven Masterstudiengang ist ein 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss. Darüber hinaus kann das Studium 
in einem Masterstudiengang von weiteren besonderen 
Zugangsvoraussetzungen abhängig gemacht werden. 
(3) Die Hochschule kann zulassen, dass das konsekutive Masterstudium bereits 
aufgenommen wird, wenn lediglich die Bewertung oder die Erbringung von 
Leistungen eines Bachelorstudiengangs in einem eng begrenzten Umfang 
aussteht. In diesem Fall wird zunächst auch auf den Nachweis der besonderen 
Zugangsvoraussetzungen nach Absatz 2 Satz 2 verzichtet. Die Hochschule 
stellt die Möglichkeit zur Erbringung und die rechtzeitige Bewertung der 
ausstehenden Prüfungsleistungen sicher; die Studierenden sind zur Mitwirkung 
verpflichtet. § 67 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 findet keine Anwendung. Werden die 
ausstehenden Zugangsvoraussetzungen nicht vollständig vor dem Ablauf einer 
von der Hochschule zu bestimmenden Frist von höchstens zwei Semestern 
nachgewiesen, so ist die Einschreibung in das darauffolgende Semester gemäß 
§ 68 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zu versagen; ist diese bereits erfolgt, so erlischt sie. 
Das Verfahren ist in der Prüfungsordnung zu regeln. 
(4) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche 
oder eine kirchliche Prüfung abgeschlossen; in Bachelor- und 
Masterstudiengängen finden Prüfungen studienbegleitend statt 
(Modulprüfungen). Studierende, die die Hochschule ohne Abschluss verlassen, 
erhalten auf Antrag eine zusammenfassende Bescheinigung über erbrachte 
Studien- und Prüfungsleistungen. 
(5) Die Hochschulen sollen bei der Einrichtung und Durchführung von 
Studiengängen in der Weise gemäß § 10 Abs. 1 zusammenarbeiten, dass sie 
kooperative Studiengänge oder gemeinsame Studiengänge einrichten. § 89 gilt 
entsprechend. 
(6) Die Einrichtung und die Aufhebung eines Studiengangs sind dem fachlich 
zuständigen Ministerium nach der Beschlussfassung durch den Senat 
unverzüglich anzuzeigen. Bei der Einrichtung sind insbesondere die Art und das 
Profil des Studiengangs, die Regelstudienzeit, die Aufnahmekapazität und 
Maßnahmen der Qualitätssicherung anzugeben. Die Einrichtung oder 
Aufhebung gilt als genehmigt, wenn das fachlich zuständige Ministerium ihr 
nicht innerhalb von acht Wochen nach Eingang der Anzeige widerspricht. Der 
Widerspruch kann insbesondere aufgrund von überregionalen 
Rahmenempfehlungen, unter Berücksichtigung der mit der Hochschule 
geschlossenen Zielvereinbarungen gemäß § 8 Abs. 3 und der anderen 
Aufgaben der Hochschule sowie zur Gewährleistung eines landesweit 
abgestimmten Studienangebots erfolgen. 
(7) Für einen neuen Studiengang soll der Lehrbetrieb erst aufgenommen 
werden, wenn die Genehmigung einer entsprechenden Prüfungsordnung durch 
das Präsidium gemäß § 7 Abs. 3 Satz 2 erfolgt und die Frist nach Absatz 6 Satz 
3 ohne Widerspruch des fachlich zuständigen Ministeriums verstrichen ist. 
(8) Bei der Aufhebung eines Studiengangs hat die Hochschule zu 
gewährleisten, dass die Studierenden ihr Studium innerhalb einer 
angemessenen Frist ordnungsgemäß beenden können. 
 
§ 20 HochSchG Besondere Studienarten 
(1) Die Hochschulen können für bereits eingeschriebene Studierende 
grundständige Module sowie Studienprogramme, die sich aus mehreren 
curricular abgestimmten Modulen zusammensetzen, durchführen; sie verleihen 
dafür in der Regel angemessene Zertifikate. Die Teilnahme ist gebührenfrei. Die 
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Sätze 1 und 2 gelten nach Maßgabe der Einschreibeordnung auch für 
Personen, die sich in einer beruflichen Ausbildung befinden; von ihnen 
erbrachte Leistungen sind bei einem späteren Studium nach Maßgabe des § 25 
Abs. 3 auf Antrag anzuerkennen. 
(2) Die Hochschulen sollen, soweit möglich, ihre Studiengänge so organisieren, 
dass sie auch in Teilzeit studiert werden können. Darüber hinaus können die 
Hochschulen gesonderte Teilzeitstudiengänge einrichten; die Einschreibung in 
diese erfolgt als Teilzeitstudierende oder Teilzeitstudierender und steht allen 
Studierenden offen. 
(3) Die Hochschulen für angewandte Wissenschaften richten 
Bachelorstudiengänge ein, in die eine berufliche Ausbildung 
(ausbildungsintegrierte Studiengänge) oder an deren Stelle tretende betriebliche 
Praxisphasen (praxisintegrierte Studiengänge) integriert werden und die durch 
eine inhaltliche, organisatorische und vertragliche Verzahnung von Studien- und 
Ausbildungs- oder Praxisphasen gekennzeichnet sind. Darüber hinaus können 
sie konsekutive Masterstudiengänge einrichten, in die betriebliche Praxisphasen 
integriert werden; für diese gelten die gleichen Anforderungen der Verzahnung 
nach Satz 1. Die Studiengänge nach den Sätzen 1 und 2 sind duale 
Studiengänge. In den Prüfungsordnungen ist zu regeln, dass ein Praktikums- 
oder Ausbildungsvertrag nachzuweisen ist. Personen, die den schulischen Teil 
der Fachhochschulreife erworben haben, können ein duales Bachelorstudium 
an einer Hochschule für angewandte Wissenschaften aufnehmen. Die 
Einschreibung in das nachfolgende Semester ist im Falle des Satzes 5 gemäß § 
68 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zu versagen, wenn die in das Studium integrierte 
berufliche Ausbildung oder die an deren Stelle tretenden betrieblichen 
Praxisphasen erfolglos beendet werden; ist die Einschreibung bereits erfolgt, so 
erlischt sie. Universitäten können in Einzelfällen auch duale Studiengänge 
einrichten. 
(4) Die Hochschulen für angewandte Wissenschaften richten ferner 
berufsbegleitende und berufsintegrierende Bachelor- und Masterstudiengänge 
ein; die Universitäten können dies tun. Für den Zugang zu einem 
berufsintegrierenden Studiengang kann eine abgeschlossene Berufsausbildung 
vorausgesetzt werden. 
 
§ 26 HochSchG Ordnungen für Hochschulprüfungen 
(1) Hochschulprüfungen können nur auf der Grundlage einer Prüfungsordnung 
durchgeführt werden. Prüfungsordnungen müssen das Verfahren und die 
Organe der Prüfung abschließend regeln. 
(2) Prüfungsordnungen müssen bestimmen: 
1.  die Art des Studiengangs, 
2.  den Zweck der Prüfung, 
3.  den zu verleihenden Hochschulgrad, 
4.  die besonderen Zugangsvoraussetzungen, 
5.  die Regelstudienzeit (§ 27), den Umfang der für den erfolgreichen 

Abschluss des Studiums erforderlichen Lehrveranstaltungen (Pflicht- und 
Wahlpflichtveranstaltungen) und den sich daraus ergebenden 
Arbeitsaufwand für die Studierenden, 

6.  die Anzahl, die Art und die Gegenstände der Modulprüfungen und die 
entsprechenden Leistungspunkte, 

7.  die Voraussetzungen für die Zulassung zur und den Ausschluss von der 
Prüfung; die Prüfungsordnung darf eine Verpflichtung der Studierenden zur 
Anwesenheit in Lehrveranstaltungen als Prüfungsvoraussetzung nur regeln, 
wenn diese erforderlich ist, um das Lernziel der Lehrveranstaltung zu 



Auswertung der Hochschulgesetze zum Thema 
Mehrsprachigkeit in Studiengängen 
Stand: 11.12.2023 

 

15 

 

erreichen, insbesondere bei Exkursionen, Praktika, praktischen Übungen 
und Laborübungen sind Anwesenheitspflichten zulässig, 

8.  das Verfahren und die Fristen für die Meldung zur Prüfung; die 
Prüfungsordnung kann vorsehen, dass eine Prüfung als erstmals nicht 
bestanden gilt, wenn eine Meldefrist um mindestens zwei Semester 
versäumt wird; für Studierende, die länger als ein Semester in Teilzeit 
studieren, verlängert sich die Säumnisfrist entsprechend, 

9.  die Bearbeitungszeiten für die Anfertigung schriftlicher Prüfungsarbeiten 
und die Dauer mündlicher Prüfungen, 

10.  die Bewertungsmaßstäbe, die Benotung und die Ermittlung des 
Prüfungsgesamtergebnisses, 

11.  die Anforderungen an das Bestehen der Prüfung, die Anzahl der 
Wiederholungen und die Voraussetzungen für die Wiederholung; für die 
erste und eine zweite Wiederholung sind angemessene Fristen vorzusehen. 

Das Prüfungsrechtsverhältnis endet durch Aufhebung der Einschreibung oder 
den Wechsel eines Studiengangs, wenn nicht die Prüfungsordnung etwas 
anderes regelt; bei erneuter Einschreibung in denselben Studiengang lebt es 
auf. 
(3) Prüfungsordnungen müssen ferner bestimmen, dass 
1.  Studienabschlussarbeiten in der Regel von mindestens zwei Prüfenden 

bewertet und mündliche Prüfungen von mehreren Prüfenden oder von einer 
oder einem Prüfenden in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder 
eines sachkundigen Beisitzers abgenommen werden, 

2.  eine Studienabschlussarbeit nur einmal mit einem neuen Thema wiederholt 
werden kann, 

3.  Studierende sich vor Abschluss ihrer Prüfung über Teilergebnisse 
unterrichten und nach Abschluss der Prüfung Einsicht in ihre Prüfungsakten 
nehmen können, 

4.  bei mündlichen Abschlussprüfungen Niederschriften zu fertigen sind, aus 
denen die wesentlichen Gegenstände und das Ergebnis der Prüfung 
hervorgehen, 

5.  bei mündlichen Prüfungen auf Antrag Studierender die 
Gleichstellungsbeauftragte der Hochschule oder des Fachbereichs und auf 
Antrag Studierender mit Behinderung oder chronischer Erkrankung die oder 
der Beauftragte nach § 72 Abs. 4 teilnahmeberechtigt sind, 

6.  bei mündlichen Prüfungen Studierende des eigenen Fachs anwesend sein 
können, sofern die Betroffenen bei der Meldung zur Prüfung nicht 
widersprechen. 

(4) Prüfungsordnungen müssen bestimmen, dass Studierenden mit 
Behinderung oder chronischer Erkrankung zur Wahrung ihrer Chancengleichheit 
ein angemessener Nachteilsausgleich zu gewähren ist. 
(5) Prüfungsanforderungen und -verfahren sind so zu gestalten, dass die 
Abschlussprüfung innerhalb der Regelstudienzeit vollständig abgelegt werden 
kann. Prüfungsordnungen sollen Zeiträume für Aufenthalte an anderen 
Hochschulen vorsehen. Für die Einhaltung von Fristen werden Verlängerungen 
und Unterbrechungen von Studienzeiten nicht berücksichtigt, soweit sie bedingt 
waren durch 
1.  die Mitwirkung in gesetzlich oder satzungsmäßig vorgesehenen Gremien 

einer Hochschule, einer Studierendenschaft oder eines Studierendenwerks, 
2.  Krankheit, eine Behinderung oder chronische Erkrankung oder andere von 

den Studierenden nicht zu vertretende Gründe, 
3.  Schwangerschaft oder Erziehung eines Kindes; in diesen Fällen ist 

mindestens die Inanspruchnahme der gesetzlichen Mutterschutzfristen und 
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der Fristen der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
zu ermöglichen, 

4.  die Betreuung einer oder eines pflegebedürftigen Angehörigen, 
5.  ein ordnungsgemäßes einschlägiges Auslandsstudium bis zu zwei 

Semestern; dies gilt nicht für Auslandsstudienzeiten, die nach der 
Prüfungsordnung abzuleisten sind, oder 

6.  betriebliche Belange im Rahmen eines berufsbegleitenden, 
berufsintegrierenden, dualen oder weiterbildenden Studiums. 

(6) Hochschulprüfungen in grundständigen Modulen oder Studienprogrammen 
gemäß § 20 Abs. 1 oder sonstigen Angeboten der hochschulischen 
Weiterbildung gemäß § 35 Abs. 4 regelt die Hochschule in einer 
Prüfungsordnung. Dabei finden mindestens Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 und 6 bis 11, 
Absatz 3 Nr. 5 und Absatz 4 Anwendung. Ferner gilt § 24. 
 

3. Spielräume 
Lehrveranstal-
tungsorganisa-
tion; 
fremdsprachige 
Prüfungen 

 
 
 

§ 17 HochSchG5 Studienreform 
(1) Die Hochschulen haben die ständige Aufgabe, im Zusammenwirken mit den 
zuständigen staatlichen Stellen Inhalte und Formen des Studiums im Hinblick 
auf die Entwicklungen in Wissenschaft und Kunst, die gesellschaftlichen 
Anforderungen, die Bedürfnisse der beruflichen Praxis und die notwendigen 
Veränderungen in der Berufswelt im nationalen sowie im internationalen 
Zusammenhang zu überprüfen und weiterzuentwickeln. 
(2) Bei der Reform von Studium und Lehre und bei der Bereitstellung des 
Lehrangebots sollen die Möglichkeiten eines Fernstudiums, der Informations- 
und Kommunikationstechnik sowie der Digitalisierung genutzt werden. Das Land 
unterstützt im Rahmen seiner Zuständigkeit und im Zusammenwirken mit den 
Hochschulen und gegebenenfalls weiteren Bildungspartnern diese Entwicklung. 
(3) Zur Erprobung neuer Modelle in Studium und Lehre kann die Hochschule 
durch Satzung mit Zustimmung des fachlich zuständigen Ministeriums für die 
Dauer von bis zu fünf Jahren von den Bestimmungen dieses Abschnitts 
abweichen. Im Rahmen von Modellversuchen können auch 
Orientierungssemester erprobt werden. Sofern das Präsidium dies auf der 
Grundlage eines entsprechenden Senatsbeschlusses beantragt, kann die 
Erprobungsphase nach erstmaligem Ablauf von dem fachlich zuständigen 
Ministerium um bis zu fünf Jahre verlängert werden. Zur Erprobung neuer oder 
effizienterer Prüfungsmodelle kann das fachlich zuständige Ministerium durch 
Rechtsverordnung vorsehen, dass Prüfungen, die ihrer Natur nach dafür 
geeignet sind, in elektronischer Form und ohne die Verpflichtung, persönlich in 
einem vorgegebenen Prüfungsraum anwesend sein zu müssen, durchgeführt 
werden können; in der Rechtsverordnung sind insbesondere Bestimmungen zu 
treffen 
1.  zur Sicherung des Datenschutzes, 
2.  zur Sicherung persönlicher Leistungserbringung durch die zu Prüfende 

oder den zu Prüfenden während der gesamten Prüfungsdauer, 
3.  zur eindeutigen Authentifizierung der oder des zu Prüfenden, 
4.  zur Verhinderung von Täuschungshandlungen und 
5.  zum Umgang mit technischen Problemen. 
Modellversuche sind wissenschaftlich zu begleiten und hinsichtlich ihrer 
Wirkung zu überprüfen. 
 
§ 19 HochSchG Studiengänge 
(1) Die Hochschulen richten Studiengänge in der Regel als Bachelor- und 
Masterstudiengänge ein. Bachelorstudiengänge führen zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss, Masterstudiengänge zu einem weiteren 
berufsqualifizierenden Abschluss. Bachelorstudiengänge dienen der Vermittlung 
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wissenschaftlicher Grundlagen, Methodenkompetenz und berufsfeldbezogener 
Qualifikationen und stellen eine breite wissenschaftliche Qualifikation sicher. 
Konsekutive Masterstudiengänge sind als vertiefende, verbreiternde, 
fachübergreifende oder fachlich andere Studiengänge ausgestaltet. 
Studiengänge der hochschulischen Weiterbildung (§ 35) werden in der Regel 
als Masterstudiengänge eingerichtet. 
(2) Zugangsvoraussetzung für einen konsekutiven Masterstudiengang ist ein 
berufsqualifizierender Hochschulabschluss. Darüber hinaus kann das Studium 
in einem Masterstudiengang von weiteren besonderen 
Zugangsvoraussetzungen abhängig gemacht werden. 
(3) Die Hochschule kann zulassen, dass das konsekutive Masterstudium bereits 
aufgenommen wird, wenn lediglich die Bewertung oder die Erbringung von 
Leistungen eines Bachelorstudiengangs in einem eng begrenzten Umfang 
aussteht. In diesem Fall wird zunächst auch auf den Nachweis der besonderen 
Zugangsvoraussetzungen nach Absatz 2 Satz 2 verzichtet. Die Hochschule 
stellt die Möglichkeit zur Erbringung und die rechtzeitige Bewertung der 
ausstehenden Prüfungsleistungen sicher; die Studierenden sind zur Mitwirkung 
verpflichtet. § 67 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 findet keine Anwendung. Werden die 
ausstehenden Zugangsvoraussetzungen nicht vollständig vor dem Ablauf einer 
von der Hochschule zu bestimmenden Frist von höchstens zwei Semestern 
nachgewiesen, so ist die Einschreibung in das darauffolgende Semester gemäß 
§ 68 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zu versagen; ist diese bereits erfolgt, so erlischt sie. 
Das Verfahren ist in der Prüfungsordnung zu regeln. 
(4) Das Studium wird in der Regel durch eine Hochschulprüfung, eine staatliche 
oder eine kirchliche Prüfung abgeschlossen; in Bachelor- und 
Masterstudiengängen finden Prüfungen studienbegleitend statt 
(Modulprüfungen). Studierende, die die Hochschule ohne Abschluss verlassen, 
erhalten auf Antrag eine zusammenfassende Bescheinigung über erbrachte 
Studien- und Prüfungsleistungen. 
(5) Die Hochschulen sollen bei der Einrichtung und Durchführung von 
Studiengängen in der Weise gemäß § 10 Abs. 1 zusammenarbeiten, dass sie 
kooperative Studiengänge oder gemeinsame Studiengänge einrichten. § 89 gilt 
entsprechend. 
(6) Die Einrichtung und die Aufhebung eines Studiengangs sind dem fachlich 
zuständigen Ministerium nach der Beschlussfassung durch den Senat 
unverzüglich anzuzeigen. Bei der Einrichtung sind insbesondere die Art und das 
Profil des Studiengangs, die Regelstudienzeit, die Aufnahmekapazität und 
Maßnahmen der Qualitätssicherung anzugeben. Die Einrichtung oder 
Aufhebung gilt als genehmigt, wenn das fachlich zuständige Ministerium ihr 
nicht innerhalb von acht Wochen nach Eingang der Anzeige widerspricht. Der 
Widerspruch kann insbesondere aufgrund von überregionalen 
Rahmenempfehlungen, unter Berücksichtigung der mit der Hochschule 
geschlossenen Zielvereinbarungen gemäß § 8 Abs. 3 und der anderen 
Aufgaben der Hochschule sowie zur Gewährleistung eines landesweit 
abgestimmten Studienangebots erfolgen. 
(7) Für einen neuen Studiengang soll der Lehrbetrieb erst aufgenommen 
werden, wenn die Genehmigung einer entsprechenden Prüfungsordnung durch 
das Präsidium gemäß § 7 Abs. 3 Satz 2 erfolgt und die Frist nach Absatz 6 Satz 
3 ohne Widerspruch des fachlich zuständigen Ministeriums verstrichen ist. 
(8) Bei der Aufhebung eines Studiengangs hat die Hochschule zu 
gewährleisten, dass die Studierenden ihr Studium innerhalb einer 
angemessenen Frist ordnungsgemäß beenden können. 
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§ 20 HochSchG Besondere Studienarten 
(1) Die Hochschulen können für bereits eingeschriebene Studierende 
grundständige Module sowie Studienprogramme, die sich aus mehreren 
curricular abgestimmten Modulen zusammensetzen, durchführen; sie verleihen 
dafür in der Regel angemessene Zertifikate. Die Teilnahme ist gebührenfrei. Die 
Sätze 1 und 2 gelten nach Maßgabe der Einschreibeordnung auch für 
Personen, die sich in einer beruflichen Ausbildung befinden; von ihnen 
erbrachte Leistungen sind bei einem späteren Studium nach Maßgabe des § 25 
Abs. 3 auf Antrag anzuerkennen. 
(2) Die Hochschulen sollen, soweit möglich, ihre Studiengänge so organisieren, 
dass sie auch in Teilzeit studiert werden können. Darüber hinaus können die 
Hochschulen gesonderte Teilzeitstudiengänge einrichten; die Einschreibung in 
diese erfolgt als Teilzeitstudierende oder Teilzeitstudierender und steht allen 
Studierenden offen. 
(3) Die Hochschulen für angewandte Wissenschaften richten 
Bachelorstudiengänge ein, in die eine berufliche Ausbildung 
(ausbildungsintegrierte Studiengänge) oder an deren Stelle tretende betriebliche 
Praxisphasen (praxisintegrierte Studiengänge) integriert werden und die durch 
eine inhaltliche, organisatorische und vertragliche Verzahnung von Studien- und 
Ausbildungs- oder Praxisphasen gekennzeichnet sind. Darüber hinaus können 
sie konsekutive Masterstudiengänge einrichten, in die betriebliche Praxisphasen 
integriert werden; für diese gelten die gleichen Anforderungen der Verzahnung 
nach Satz 1. Die Studiengänge nach den Sätzen 1 und 2 sind duale 
Studiengänge. In den Prüfungsordnungen ist zu regeln, dass ein Praktikums- 
oder Ausbildungsvertrag nachzuweisen ist. Personen, die den schulischen Teil 
der Fachhochschulreife erworben haben, können ein duales Bachelorstudium 
an einer Hochschule für angewandte Wissenschaften aufnehmen. Die 
Einschreibung in das nachfolgende Semester ist im Falle des Satzes 5 gemäß § 
68 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 zu versagen, wenn die in das Studium integrierte 
berufliche Ausbildung oder die an deren Stelle tretenden betrieblichen 
Praxisphasen erfolglos beendet werden; ist die Einschreibung bereits erfolgt, so 
erlischt sie. Universitäten können in Einzelfällen auch duale Studiengänge 
einrichten. 
(4) Die Hochschulen für angewandte Wissenschaften richten ferner 
berufsbegleitende und berufsintegrierende Bachelor- und Masterstudiengänge 
ein; die Universitäten können dies tun. Für den Zugang zu einem 
berufsintegrierenden Studiengang kann eine abgeschlossene Berufsausbildung 
vorausgesetzt werden. 
 
§ 21 HochSchG Lehrangebot 
Der Fachbereich überträgt seinen in der Lehre tätigen Angehörigen im Rahmen 
der für ihr Dienstverhältnis geltenden Regelungen bestimmte Aufgaben und 
gewährleistet damit das Lehrangebot, das zur Einhaltung der 
Prüfungsordnungen innerhalb der Regelstudienzeit erforderlich ist. 
Möglichkeiten des Selbststudiums sind zu nutzen und zu fördern, die Mitwirkung 
der Studierenden an der Gestaltung der Lehrveranstaltungen ist zu 
ermöglichen. 
 
§ 22 HochSchG Vorlesungszeiten 
Die Konferenz der Hochschulpräsidentinnen und Hochschulpräsidenten 
beschließt über die Festsetzung der Vorlesungszeiten und teilt ihren Beschluss 
dem fachlich zuständigen Ministerium mit; der Beschluss wird wirksam, wenn 
dieses nicht innerhalb eines Monats widerspricht. Das Ministerium kann unter 
Berücksichtigung der anderen Aufgaben der Hochschulen verlangen, dass die 
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1 Hochschulgesetz (HochSchG) vom 23. September 2020: zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2021, GVBl. S. 
453. 
2 Staatsvertrag über die Hochschulzulassung vom 21. März 2019, BayGVBl. 2019 S. 528, 2020 S. 204. 
3 Landesgesetz zu dem Staatsvertrag über die Hochschulzulassung (Hochschulzulassungsgesetz – HZG) vom 31. 
Oktober 2019; zuletzt geändert durch § 154 des Gesetzes vom 23.09.2020, GVBl. S. 461. 

Vorlesungszeiten insgesamt oder für einzelne Studiengänge abweichend 
festgesetzt oder verlängert werden oder dass Lehrveranstaltungen in der 
vorlesungsfreien Zeit stattfinden, soweit dies zur Behebung von Engpässen im 
Studium erforderlich ist; § 106 Abs. 2 und 4 Nr. 2 gilt entsprechend. 
 
§ 25 HochSchG Hochschulprüfungen und Leistungspunktsystem 
(1) Hochschulprüfungen, mit denen ein Modul, ein Studienabschnitt oder ein 
Studiengang abgeschlossen wird, dienen der Feststellung, ob die Studierenden 
mit ihrer individuellen Leistung das Ziel des Moduls, des Studienabschnitts oder 
des Studiums erreicht haben. 
(2) Bachelor- und Masterstudiengänge sind nach Maßgabe des 
Studienakkreditierungsstaatsvertrags und der Landesverordnung zur 
Studienakkreditierung zu ändern oder neu einzurichten. 
(3) An einer Hochschule erbrachte Leistungen sind auf Antrag anzuerkennen, 
sofern hinsichtlich der erworbenen Kompetenzen keine wesentlichen 
Unterschiede bestehen. Die Beweislast dafür, dass ein Antrag die 
Voraussetzungen für die Anerkennung nicht erfüllt, liegt bei der Hochschule, die 
das Anerkennungsverfahren durchführt. Die Anerkennung setzt voraus, dass 
nach erfolgter Einschreibung noch mindestens eine Prüfungsleistung in dem 
betreffenden Studiengang der aufnehmenden Hochschule zu erbringen ist. Die 
Prüfungsordnung kann bestimmen, dass nicht bestandene Prüfungen des 
gewählten Studiengangs an einer staatlichen oder staatlich anerkannten 
Hochschule als Fehlversuche auf die zulässige Zahl der 
Wiederholungsprüfungen anzurechnen sind. Satz 4 gilt auch für nicht 
bestandene Prüfungen eines anderen Studiengangs, soweit diese gleichwertig 
sind. § 5 a Abs. 1 Satz 2 und § 112 des Deutschen Richtergesetzes bleiben 
unberührt. 
(4) Außerhalb des Hochschulbereichs erworbene gleichwertige Kenntnisse und 
Qualifikationen werden in einem Umfang bis höchstens zur Hälfte des 
Hochschulstudiums angerechnet; die Verfahren und Kriterien für die 
Anrechnung werden in der Prüfungsordnung festgelegt. Zum Zweck einer 
pauschalierten Anrechnung sollen die Hochschulen gemäß § 10 Abs. 1 mit 
geeigneten Einrichtungen außerhalb des Hochschulbereichs 
zusammenarbeiten. 
(5) Die Bestimmungen dieses Gesetzes über Hochschulprüfungen gelten auch 
für die universitäre Schwerpunktbereichsprüfung als Teil der ersten juristischen 
Prüfung, soweit nicht im Deutschen Richtergesetz oder im Landesgesetz über 
die juristische Ausbildung (JAG) etwas anderes bestimmt ist. 

Anmerkungen Zeile 1: 
 Immatrikulationsvoraussetzungen vollständig 
 Regelungen mit besonderem Bezug zu ausländischen 

Studierenden/Studierenden an ausländischen Hochschulen bzw. mit dem 
Fokus Sprache durch (nur hier eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) 
Unterstreichungen hervorgehoben 

 Regelungen zu Zulassungs-/Eignungsfeststellungsprüfungen durch (nur hier 
eingefügte, im Gesetzestext nicht enthaltene) doppelte Unterstreichungen 
hervorgehoben  
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4 Hochschulgesetz (HochSchG) vom 23. September 2020; zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2021, GVBl. S. 
453. 
5 Hochschulgesetz (HochSchG) vom 23. September 2020; zuletzt geändert durch Gesetz vom 22.07.2021, GVBl. S. 
453. 


